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			„Malwinen werden Teil Argentiniens sein“

			Cristina am Jahrestag der Invasion mit nationalistischem Pathos
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			Cristina an der Seite von Feuerland-Gouverneurin Fabiana Ríos. (Foto: AP)

			Buenos Aires (AT/mc) – Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner versuchte sich an der Quadratur des Kreises. Am 2. April, dem Jahrestag der argentinischen Militärinvasion auf den Malwinen vor 33 Jahren, untermauerte sie bei ihrer Rede in Ushuaia den Anspruch Argentiniens auf die abgelegenen Inseln. Gleichzeitig versuchte sie aber deutlich zu machen, dass von ihrem Land keine Bedrohung für das seit 1833 britisch verwaltete Archipel ausgehe. 

			„Wir werden es erleben, dass die Malwinen Teil unseres Territoriums werden“, rief die Staatschefin den Anwesenden der zentralen Gedenkkundgebung in der Hauptstadt Feuerlands zu. Solange die Malwinen nicht argentinisch seien, werde den Argentiniern stets ein Stück Unabhängigkeit fehlen. Und weiter: „Wir werden keinen vollständigen 9. Juli haben, ehe wir nicht unsere Inseln zurückgewonnen haben.“

			Dann aber beeilte sie sich, britischen Behauptungen zu widersprechen, Argentinien stelle eine Gefahr für die Inseln dar und wolle diese womöglich mit russischer Hilfe erobern: „Wir sind keine Bedrohung in militärischer Hinsicht. Wir sind keine Regierung, die Waffen kauft.“ Stattdessen verwies sie darauf, dass Argentinien sich im Vergleich zur Militärdiktatur, die die Invasion 1982 befahl, sehr gewandelt habe. 

			Die Briten hatten vor wenigen Tagen eine Aufstockung ihrer Militärpräsenz auf den Inseln mit Verweis auf eine aus ihrer Sicht gegebene argentinische Bedrohung bekannt gegeben (wir berichteten).

			Bei ihrer Rede kündigte Cristina des Weiteren an, alle Zugangsbeschränkungen zur Dokumentation des Malwinenkrieges aufzuheben.

			Auch auf wirtschaftlicher Ebene zanken sich derzeit Buenos Aires und London um die Inseln im Südatlantik. Nachdem britische Ölfirmen den Fund von Öl in der Region öffentlich gemacht hatten und mit der Förderung beginnen wollen, erklärte Argentinien, es müsse für die Umweltrisiken argentinisches Recht gelten. Dies lehnt Großbritannien ab. 

			Ein Sprecher des britischen Außenministeriums erklärte am Samstag, Argentinien habe kein Recht zu einer solchen Forderung. „Wir sind damit zufrieden, dass die Inseln das Recht haben, ihre Kohlenwasser-stoffvorkommen als legitime kom-merzielle Unternehmung selbst zu entwickeln, in Zusammenarbeit mit internationalen Ölfirmen, und wir werden sie weiterhin dabei unterstützen.“

			Die Malwinen sind ein Überseegebiet der britischen Krone. Sie werden von einer Inselregierung verwaltet. Die Bewohner sind mehrheitlich aus Europa stammend und wollen bei der britischen Krone bleiben. 1982 hatten Truppen Argentiniens die Inseln besetzt. Sie wurden aber von den britischen Streitkräften nach zehn Wochen in einem blutigen Krieg wieder vertrieben. Etwa 1000 argentinische und britische Soldaten verloren das Leben bei den Kampfhandlungen.

			Seit dem Sturz der Militärs setzt Argentinien im Streit um die Malwinen auf Verhandlungen statt auf Waffen. Das Ziel an sich jedoch, dass die Inseln eines Tages argentinisch werden sollen, ist in Buenos Aires weiterhin Staatspolitik.

			In dem schwelenden Konflikt bestellte Großbritannien am Mittwoch die argentinische Botschafterin in London, Alicia Castro, ein. Die britische Regierung widerspreche den Äußerungen Kirchners entschieden und habe deswegen die Diplomatin ins Außenministerium eingeladen.
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			Problem Hausbesetzungen

			1182 Fälle wurden im Vorjahr in Buenos Aires angezeigt

			Buenos Aires (AT/mc) – Die illegale Besetzung von Häusern und Grundstücken ist in Buenos Aires ein ständig wachsendes Problem. Im vergangenen Jahr wurden insgesamt 1182 Fälle zur Anzeige gebracht – im Durchschnitt mehr als drei pro Tag. Dies geht aus der Statistik der hauptstädtischen Staatsanwaltschaft hervor. Die Zahl bestätigt den seit Jahren steigenden Trend. Waren es 2011 noch 928 angezeigte Besetzungen, standen in den beiden Folgejahren 969 (in 2012) und 1022 (in 2013) zu Buche. Nun ist der höchste Wert seit 2008 zu verzeichnen gewesen.

			Besonders betroffen ist der Stadtteil Flores, von wo aus der Staatsanwaltschaft 79 Besetzungen gemeldet wurden. Es folgen Balvanera (71) und Palermo (70). Geht man für die Betrachtung eine Verwaltungsebene höher, liegt die Kommune 1, zu der die Stadtteile Retiro, San Nicolás, Puerto Madero, San Telmo, Monserrat und Constitución gehören, mit 167 Fällen vorne in der Liste. Es folgt die Kommune 4 (Barracas, La Boca, Nueva Pompeya, Parque Patricios) mit 120 Besetzungen vor der Kommune 8 (Villa Soldati, Villa Lugano, Villa Riachuelo) mit 118 Fällen.

			Bei lediglich zehn Prozent der Anzeigen kommt es schließlich zum Prozess. 77 Prozent der Fälle weist die Staatsanwalt hingegen ab, meist wegen schwieriger Beweislage oder wenn der Tatbestand der gewaltsamen, betrügerischen oder heimlichen Aneignung als nicht erfüllt angesehen wird. In anderen Fällen erklärte sich die Ermittlungsbehörde für nicht zuständig oder ordnete eine Schlichtung an.

			Hinter der Statistik verbirgt sich soziale Not. Nicht selten handelt es sich bei denjenigen, die in besetzten Häusern wohnen, um Ausländer, die sich im Land nicht auskennen. Sie würden oft von kriminellen Organisation dorthin gebracht, erläuterte Norberto Brotto, einer der zuständigen Staatsanwälte gegenüber der Zeitung „La Nación“. In manchen Fällen wüssten die Besetzer gar nicht, dass sie etwas Unrechtes tun.
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			Immer mehr Mütter unter 20

			Armut und mangelnde Aufklärung oft die Ursache

			Buenos Aires (AT/mc) – In Argentinien gibt es immer mehr Mütter, die jünger als 20 Jahre alt sind. Alle fünf Minuten wird im Land eine neue Mutterschaft dieser Altersgruppe verzeichnet. Tendenz steigend. Dies geht aus Daten des nationalen Gesundheitsministeriums hervor. Pro Tag sind es demnach durchschnittlich 321 Neugeborene, die von jungen und sehr jungen Müttern zur Welt gebracht werden. 2013 waren es noch 313.

			Die Anzahl der jugendlichen Mütter betrug im Vorjahr insgesamt 117.386. Das sind rund 15 Prozent aller in 2014 im Land registrierten Geburten. Besonders frappierend ist mit 3261 die Zahl der Mütter, die bei der Geburt ihres ersten Babys erst zwischen zehn und 14 Jahre alt waren – also selber im Grunde genommen noch Kinder waren.

			Von den Mütter unter 20 gehen 58,2 Prozent weder einer Arbeit noch einem Studium nach. 30 Prozent arbeiten, 8,2 Prozent studieren, 3,6 Prozent machen Beides.

			„Die frühen Mutterschaften sind ein komplexes Problem, das tief verwurzelt ist in der Armut, der Ungerechtigkeit zwischen den Geschlechtern, der Gewalt und dem Mangel an Bildung“, erläuterte Sandra Vázquez, die Chefin des Jugend-Behandlungszentrums „Casa FUSA“, gegenüber der Zeitung „Clarín“. 

			Besonders viele der (zu) jungen Mütter gibt es in den Nordprovinzen des Landes sowie im Süden der Provinz Buenos Aires. Dort kommt zur Armut auch der erschwerte Zugang zu den medizinischen Zentren als Ursache hinzu. In den nördlichen Gliedstaaten wie etwa Formosa, Chaco, Misiones, Santiago del Estero, Corrientes, Salta oder Jujuy gibt es außerdem das Problem, dass der gesetzlich vorgeschriebene Sexualkundeunterricht in den Schulen oft nicht gegeben wird und in den Gesundheitszentren keine Verhütungsmittel vorgehalten werden. Letztere sind oftmals auch abgelaufen.

			„Das Schlimme ist, dass nicht überwacht wird, ob die betreffenden Gesetze eingehalten werden“, beklagt Enrique Berner, der im Hauptstadtkrankenhaus „Argerich“ für die Jugendstation zuständig ist. Der Mediziner weist darauf hin, dass der Weg zur Beratung unkompliziert ist. Die Jugendlichen könnten alleine zu den Gesundheitszentren gehen und müssten nicht von ihren Eltern begleitet werden. Verhütungsmittel sollten dort gratis ausgegeben werden.
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			Holocaust-Denkmal fertiggestellt
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			(Foto: mc)

			Buenos Aires (AT/mc) - Im Mai 2012 weihte Buenos Aires-Bürgermeister Mauricio Macri die Plaza de la Shoá im Stadtbezirk Palermo ein. In der kleinen Parkanlage, die nahe der Straßen „Bullrich“ und „Libertador“ liegt, ist in der Zwischenzeit nun auch ein Monument entstanden, das an die Opfer des Holocausts im Besonderen, aber auch an Opfer von Verbrechen gegen die Menschlichkeit im Allgemeinen erinnern soll. 

			Das Mahnmal ist vier Meter hoch und erstreckt sich auf einer Länge von 40 Metern. Es besteht aus 114 Klötzen aus Beton. Die Zahl nimmt Bezug auf die Menschen, die bei den Anschlägen auf die israelische Botschaft 1992 (29 Tote) und das jüdische Gemeindehaus AMIA 1994 (85 Tote) in Buenos Aires getötet wurden. Auf den Quadern sind Gegenstände des täglichen Lebens wie Regenschirme, Duschen, Kaffeekannen, Kochschürzen zu sehen. Dinge, die im Alltag keine besondere Wichtigkeit haben. Aber wenn ein Mensch nicht mehr da ist, kann ihre Präsenz eine besondere Bedeutung gewinnen. 

			Dies jedenfalls ist das Konzept der beiden Architekten Gustavo Nielsen und Sebastián Marsiglia, die sich 2009 bei einer Ausschreibung gegen knapp 70 Mitbewerber durchsetzten. Diese war damals von den Botschaften Israels und Deutschlands, dem hiesigen Shoa-Museum sowie den Regierungen von Stadt und Nation initiiert worden. Die Stadtregierung investierte in der Folgezeit rund 2 Millionen Pesos in die Gestaltung des Parks. Die Nationalregierung stellte 4,4 Millionen Pesos für das Denkmal zur Verfügung. Hinzu kamen auch private Spenden. Die offizielle Einweihung des Monuments steht aber noch aus.
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			Die Woche in Argentinien

			Wahlen in Salta

			Die Provinz Salta macht den Auftakt für das Superwahljah 2015. Am Sonntag sind die Wahlberechtigten des Gliedstaates im Südwesten des Landes aufgerufen, sich an den Vorwahlen zu beteiligen. Dabei soll geklärt werden, wer bei den Hauptwahlen am 17. Mai als Kandidat für das Gouverneursamt ins Rennen geht. Des Weiteren werden in diesem Jahr Mandate in Parlament und Senat der Provinz neu vergeben. In der neu gebildeten Gemeinde Aguas Blancas wird zudem der Bürgermeister gewählt. Favorit bei den Gouverneurswahlen ist der Kirchner-treue Amtsinhaber Juan Manuel Urtubey, der eine dritte Amtszeit anstrebt. Der wohl aussichtsreichste Herausforderer ist Juan Carlos Romero. Der peronistische Abtrünnige fungierte von 1995 bis 2007 selber als Verwaltungschef von Salta. Gespannt sein darf man auf das Abschneiden von Claudio del Plá, dem Spitzenmann der Arbeiterpartei. Die Linksradikalen brachten es bei den Parlamentswahlen 2013 in Salta auf fast 20 Prozent. Zudem gehen noch weitere vier Bewerber ins Rennen. Sie brauchen mindestens 1,5 Prozent der Stimmen, um bei den Hauptwahlen antreten zu können.

			Ex-Ministerin verurteilt 

			Die ehemalige Wirtschaftsministerin Felisa Miceli ist wegen eines Bargeldfundes in ihrem Ministerium zu einer dreijährigen Haftstrafe verurteilt worden, die zur Bewährung ausgesetzt wurde. Verhandelt wurde ein Vorfall aus dem Jahr 2007. Damals fand  Wachpersonal 100.000 Pesos und 31.000 US-Dollar  auf der Toilette von Micelis Amtsräumen. Die Ministerin versuchte, den Fall zu vertuschen. Schnell kam der Verdacht auf, es handele sich um Schmiergeld. Miceli trat kurz nach dem Fund des Geldbeutels zurück. Sie hatte das Amt unter Präsident Néstor Kirchner zwei Jahre vorher übernommen. Die ehemalige Ministerin äußerte vor dem zuständigen Berufungsgericht nun ihre Reue. In einer Vorinstanz war Miceli zunächst zu einer Freiheitsstrafe von vier Jahren und acht Monaten verurteilt worden. Dies hätte bedeutet, dass sie auf jeden Fall ins Gefängnis gemusst hätte. Das nun festgelegte Strafmaß von drei Jahren lässt eine Aussetzung zur Bewährung gerade noch zu. Miceli ist die erste einstige Ministerin der Kirchner-Zeit, die zu einer Haftstrafe verurteilt wurde.

			Mehr Namensfreiheit

			Eltern von Neugeborenen in der Hauptstadt haben künftig mehr Spielraum, welche Namen sie ihren Babys geben. Demnach ist es ab sofort grundsätzlich möglich, auch Namen zu wählen, die nicht zu den insgesamt 9087 Vorschlägen gehören, die auf der offiziellen Namensliste der Stadt Buenos Aires geführt werden. Dies beschloss die Standesamtsbehörde der Hauptstadt, die mit dieser Reform die Verwaltungspraxis an die reformierten Normen des Bürgerlichen Gesetzbuches anpassen will. Demnach sind auch Namen erlaubt, die keine Rückschlüsse auf das Geschlecht zulassen. Dieses muss auch nicht aus einem zweiten, ergänzenden Vornamen hervorgehen. Untersagt sind hingegen Namen, die beleidigend oder grotesk sind oder die Würde des Kindes beeinträchtigen könnten. Es gibt also einen gewissen Graubereich für Interpretationen. Überhaupt kann die Behörde auch weiterhin einem Namen die Zustimmung versagen, der nicht auf der erwähnten Liste ist. Dann steht den Betroffenen aber der Rechtsweg offen.

			Cristina fährt nach Russland

			Präsidentin Fernández de Kirchner will in Kürze nach Russland fahren. Dies gab das Außenministerium am Mittwoch bekannt. Die Staatschefin folgt einer Einladung ihres russischen Amtskollegen Wladimir Putin für den 22. und 23. April. Ziel des Arbeitsbesuches ist die Vertiefung der Zusammenarbeit zwischen beiden Ländern. Dabei sind vor allem Treffen mit führenden Vertretern der russischen Wirtschaft vorgesehen. Argentinien und Russland können in diesem Jahr auf eine 130-jährige Geschichte ihrer diplomatischen Beziehungen zurückblicken. Kirchner gehörte zu denjenigen Staatschefs, die Sympathie für Russlands international eher geächtete Annexion der Krim zeigten. In den vergangenen Tagen berichteten internationale Zeitungen, dass Argentinien zwölf Kampfflugzeuge aus Russland im Austausch für Getreide und Rindfleisch erwerbe. Dies wurde von Verteidigungsminister Agustín Rossi indes bestritten. Großbritannien dienten die Berichte als Argument dafür, seine militärische Präsenz auf den Malwinen zu verstärken. (AT/mc/dpa)
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			Spionage

			Neuerdings bewegt die Spionage das Interesse der Öffentlichkeit. Schriftsteller nehmen Spionageaffären gerne als Thema für Bücher, die sich offenbar gut verkaufen. In Argentinien hat der mysteriöse Tod des Staatsanwaltes Alberto Nisman auch Spitzenbeamte des Sicherheitsdienstes involviert, ohne dass der Fall gelöst werden konnte.

			Als jüngste Spionageaffäre wurde rapportiert, dass britische Spitzel angeblich hier recherchiert hätten, ob Argentinien eine neue Invasion der Malwineninseln wie einst 1982 plane. Präsidentin Cristina Kirchner hat in ihrer Gedenkrede diese Gerüchte klar dementiert. Seit der Niederlage im Juni 1982 haben die argentinischen Streitkräfte keine neue Invasion durchgeführt und können dies auch gar nicht, zumal die Verfassungsreform von 1994 das ausdrücklich verbietet, derweil zahlreiche Regierungen, zumal in Lateinamerika, den argentinischen Anspruch unterstützen und alle britischen Regierungen seit 1982 sich standhaft geweigert haben, bilaterale Verhandlungen mit Argentinien zu führen, wie es eine Konvention der Vereinten Nationen vorschreibt. Die Streitkräfte wurden unter den Kirchnerregierungen weitgehend entmachtet.

			Es geht offenbar bei der Spionage nicht um die argentinischen Streitkräfte, sondern um die britischen. Sie brauchen wie überall in der Welt politische Gründe oder Vorwände, um Waffen zu kaufen. Das wird von den Waffenlieferanten unterstützt. Für den jüngsten Vorstoß der britischen Luftwaffe, ihre Präsenz auf den Malwinen-Inseln, englisch genannt Falkland Islands, zu verstärken, wurde offenbar eine Erklärung benötigt, weil sie völlig fehl am Platz ist. Argentinien bedroht die Inseln militärisch überhaupt nicht, ist faktisch nicht in der Lage, eine neue Invasion einzuleiten und beschränkt sich auf diplomatische Schritte. Insofern ist die britische Maßnahme, ihre militärische Präsenz auf den Malwinen zu vermehren, nur ein Vorwand. Es geht nicht um Spionage, sondern um militärische Lieferungen an die britischen Streitkräfte. Zufälligerweise werden in Großbritannien demnächst allgemeine Parlamentswahlen abgehalten, ebenso wie damals in Jahr 1982, als der Malwinenkonflikt der Regierung von Margaret Thatcher zugute kam, um die Wahlen zu gewinnen. Vor dem Konflikt waren die Siegesaussichten der Premierministerin ungewiss.

			Die politische Szene in Argentinien im Wahljahr 2015 ist besonders kompliziert, weil nicht nur landesweit, sondern auch in der autonomen Stadt Buenos Aires und allen Provinzen gewählt wird. Die Regierung darf ihr Spionageamt SIDE, neuerdings in eine Agentur umgewandelt, eigentlich nur für Spionage gegen externe Gefahrszenen einsetzen, was in der Praxis freilich nicht geschieht, indem die Spione auch für interne Zwecke eingesetzt werden, meistens kraft illegaler Abhörungen von privaten Telefongesprächen, deren Inhalt gegebenenfalls politischen Beamten der Regierung zugänglich ist.

			Als Fazit verbleibt der Eindruck, dass sowohl die britische Spionage als auch deren argentinischer Gegenpart die Gerüchteküchen in beiden Ländern mit Informationen nähren, ohne dass man wirklich wissen kann, wieviel davon überhaupt jemandem nützt, außer Waffenlieferanten, in diesem Fall in Großbritannien. Alles übrige ist Futter für die interne Politik und die Medien.
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			Schweizer und Eidgenossen

			Von Andreas Babst

			Von „richtigen“ und „anderen“ Schweizern zu sprechen, ist generell heikel. Es als öffentliche Person zu tun, ist noch heikler - vor allem, wenn niemand eine solche Äusserung erwartet hatte: Der Nationalspieler Stephan Lichtsteiner liess sich im Rahmen des Fussball-Länderspiels gegen Estland so zitieren. Er sprach von Mitspielern mit „Migrationshintergrund“ und fehlenden „Identifikationsfiguren“ für das „Volk“. Möglich, dass der Verteidiger von Juventus Turin das nicht derart harsch gemeint hatte. Wahrscheinlich aber, dass er es genau so meinte, zumal er als aufmerksamer Gegenleser seiner Interviews gilt.

			Diese Zitate haben gereicht, um in den Schweizer Medien und deren Internetauftritten eine Debatte zu entfachen, die weit über das Fussball-Nationalteam hinausreicht, deren Gegenstand dort aber besonders akzentuiert zum Ausdruck kommt: In der Verteidigung spielen nicht nur Fabian Schär und Stephan Lichtsteiner, sondern auch Johan Djourou und Ricardo Rodriguez; Ersterer hat Wurzeln an der Elfenbeinküste, Zweiterer in Chile und Spanien. Chef im defensiven Mittelfeld ist Valon Behrami, seine Eltern sind während des Kosovo-Krieges in die Schweiz geflüchtet. Die Stars des Teams sind Granit Xhaka und Xherdan Shaqiri, auch sie Söhne von kosovarischen Immigranten.

			Man kann diesen Mix aus Namen und Herkunftsländern als eine Bereicherung für den heimischen Fussball oder sogar als Zeichen von gelungener Integration interpretieren. Doch oft stehen diese Fussballer der zwei Herkunftsländer unter Generalverdacht, sich mit ihrer Schweizer Heimat nicht genügend zu identifizieren. Auch deshalb lösten die Äusserungen von Lichtsteiner ein derart grosses Echo aus.

			Der Schweizer Fussballverband verwehrte sich jeglicher Diskussion, sprach von einem „Phantomthema“, das von Aussen ans Team herangetragen würde. Dass sich ein langjähriger Nationalspieler dergestalt äussert, spricht gegen diese Darstellung, und die Resonanz ist ein Hinweis darauf, dass das Thema nicht nur auf dem Fussballfeld beschäftigt.

			In Sozialen Netzwerken nennen sich Menschen „Eidgenossen“, weil ihnen der Begriff „Schweizer“ nicht mehr exklusiv genug scheint. Auch der Begriff „Papierli-Schweizer“ wird entstaubt. Solche Begriffe suggerieren, dass es mehr braucht als den roten Pass, um Schweizer zu sein - als gäbe es einen eidgenössischen Geheimkodex, der 1291 auf dem Rütli festgehalten wurde. Alle anderen wären demnach bestenfalls Gäste (einige halt mit Bürgerrecht), nach dieser Logik darf ein Schweizer keine zwei Heimatländer haben.

			Wer so denkt, verschliesst sich einer sinnvollen Immigrationsdebatte, die sich zentralen Fragen der Integration fremder Kulturen und Religionen widmet. Zweifellos darf diese geführt werden, gerne auch mit unterschiedlichen Meinungen. Eine generelle Animosität gegen fremde Namen und Herkünfte macht aber keinen Sinn und schadet der Schweizer Gesellschaft und der Wirtschaft. Vom Sport ganz zu schweigen.
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			Randglossen

			Präsidentin Cristina Kirchner tritt neuerdings nahezu ein Mal pro Woche öffentlich auf und lässt sich von engsten Mitarbeitern beklatschen und von jugendlichen Aktivisten fahnenschwenkend feiern. Das letzte Mal hat sie angedeutet, dass sie eventuell 2019 abermals kandidieren müsste, um ihr Programm, genannt “Modell”, weiterzuführen. Die Zukunft ist stets ungewiss, die argentinische Politik noch mehr. Niemand kann heute die politische Szene in vier Jahren vorausahnen. Der nächste Präsident, gleich wer im Oktober oder November siegt, muss zuerst mit dem Erbe der jetzigen Regierung fertig werden, um nachher seine Wiederwahl in besagtem Jahr 2019 abzusichern. Erst dann kann darüber spekuliert werden, ob Cristina überhaupt für eine Neuwahl in Frage kommt.

			Die mögliche politische Rolle von Máximo Kirchner, Sohn zweier Präsidenten, erst sein Vater und dann seine Mutter, geistert durch die wahlpolitische Szene. Anfangs spekulierte man über eine Kandidatur in Santa Cruz, aber die Umfragen über seine Beliebtheit fielen denkbar negativ aus. Andere Regierungssprecher bringen ihn für ein Parlamentsmandat in der Provinz Buenos Aires ins Spiel, wo er geboren wurde, damit zumindest der Name Kirchner auch in den kommenden Wahlen figurieren kann, nachdem der Präsidentin die abermalige Wiederwahl verschlossen ist. Schwester Florencia Kirchner interessiert sich nicht für die Politik, sondern für Fotografie, und sie erwartet ein Kind vom Sohn eines der Gründer der Montoneros. Bisher hat Máximo nur einmal im Vorjahr eine Rede gehalten und kürzlich ein Gespräch mit dem Kirchner-treuen Sportjournalisten Víctor Hugo Morales geführt. Sonst nichts.

			Karikaturen und Satire müssen verstanden werden, um lustig zu sein. Sonst ist der Rezipient im schlechtesten Fall nur beleidigt, siehe Mohammed-Karikaturen. Genau mit dieser Intention, also des Beleidigens, wurde im Iran nun ein Karikaturen-Wettbewerb ausgeschrieben: Gesucht werden Karikaturen zum Holocaust. Auge um Auge, Zahn um Zahn; steht schliesslich auch in der Bibel und der Tora. 20.000 Euro sind dem Gewinner versprochen, Teilnehmer kommen aus dem Iran, der Türkei, Frankreich und Deutschland. Ob die iranische Karikatur dann wirklich zu beleidigen vermag, ist unwahrscheinlich: Schliesslich tendieren westliche und arabische Kulturen dazu, Satire unterschiedlich zu verstehen.

			Australien ist schön: Strand, Meer, Surfen, Koalas. Australien ist Zufluchtsort für tausende europäische Schulabgänger, die in der Sonne ihren Abschluss feiern und nebenbei einen Sprachkurs gebucht haben. Australien ist auch Zufluchtsort für tausende Bootsflüchtlinge aus Syrien, dem Irak und Afghanistan. Sie nehmen unglaubliche Strapazen auf sich, um nach Australien zu gelangen. Doch mit ihnen geht der Staat weit weniger entspannt um als mit den Horden von Party-Touristen: Nachdem eine Plakatkampagne („No way - you will not make Australia home“) und Comics wenig gefruchtet haben, soll‘s ein tragisches TV-Drama über illegale Einwanderung richten. 2,8 Millionen Euro gibt der Staat dafür aus. Auf dass die Küsten frei für Strand-Partys und Surflektionen sind.
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			Die Bank HSBC unter Beschuss

			Am Mittwoch der Vorwoche wurde Gabriel Martino, Geschäftsführer der lokalen Filiale der Bank HSBC (HongKong and Shanghai Banking Corporation), einer der grössten Banken der Welt, mit Hauptsitz in Grossbritannien, von der bikameralen Parlamentskommission vorgeladen, um über die Verbindung der lokalen Bank mit der Filiale in der Schweiz zu berichten, wo sich die 4.040 Konten von Personen befinden, die in Argentinien wohnhaft und steuerpflichtig sind. AFIP-Direktor Ricardo Echegaray hatte die lokale Filiale beschuldigt, ihren Kunden bei der Kapitalflucht behilflich zu sein und ein System zu haben, damit sie das Geld nach der Schweiz überweisen können. Martino verneinte dies kategorisch, und in der Tat kann auch nicht nachgewiesen werden, dass die Anklage von Echegaray stimmt. Selbst wenn Kunden mündlich die Möglichkeit der Eröffnung eines Kontos in der Schweiz mitgeteilt wurde, lässt sich nichts beweisen. Auf alle Fälle haben die Kunden das Geld nicht über die Bank überwiesen, sondern über andere Wege.

			Echegaray übergab der parlamentarischen Kommission die Liste der 4.040 Konteninhaber, die jedoch nicht veröffentlicht werden soll, weil dadurch das Steuergeheimnis verletzt würde. Ausserdem muss das Steueramt in jedem Einzelfall feststellen, ob der in der Schweiz deponierte Betrag bei der lokalen Steuererklärung angegeben wurde, womit alles in Ordnung ist, und auch, ob ein nicht angegebener Betrag verjährt ist. Steuerexperten weisen darauf hin, dass die Daten aus dem Jahr 2006 stammen, so dass Beträge, die schon einige Jahre vorher deponiert waren, auf alle Fälle verjährt sind und sich die Diskussion nur um die Zunahme dreht. Dabei würde der Betrag von u$s 3,5 Mrd. gewaltig schrumpfen.

			Echegaray forderte, dass die Bank den gesamten Betrag von angeblich u$s 3,5 Mrd. zurückbringt, womit die ZB-Reserven gestärkt würden. Das ist grober Unfug, da die Schweizer HSBC-Filiale nicht befugt ist, das Geld, sofern es überhaupt in diesem Umfang existiert, zu überweisen. Dazu bedarf es eines Befehls eines Schweizer Richters, dem ein entsprechendes Urteil eines lokalen Richters vorausgehen muss, der jedoch von Fall zu Fall entscheiden muss, also auch nicht einen Beschluss über die vermeintliche Gesamtsumme treffen kann. Da der Ursprung der Information ilegal ist, also auf der Entwendung interner Bankdaten durch einen Beamten beruht, ist es auch fraglich, wie weit dies juristisch gültig ist. Gestohlene Güter, und auch gestohlene Information, verleihen kein Eigentumsrecht und könne somit weder verkauft noch verschenkt werden.

			Es fällt auf, dass die AFIP bisher in keinem einzigen Fall, eine Klage vor Gericht eingereicht hat. Offensichtlich ist der ganze Fall komplizierter, als er zunächst von der Regierung dargestellt wurde, die dabei einen klaren politschen Zweck verfolgt, nämlich die Aufmerksamkeit von den Auslandskonten von Lázaro Baez u.a. regierungnahen Personen abzulenken, die u.a. auch Probleme mit Auslandskonten haben, in der Schweiz, auf den Seychelle-Inseln (wo CFK letztes Jahr eine Zwischenlandung bei ihrem Flug von Vietnam nach Buenos Aires machte, angeblich um eine Konto, das auf den Namen Néstor Kirchner lautete, auf ihren Namen zu übertragen) und jetzt auch im US-Staat Nevada.
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			Steuereinnahmen im März: +33,9%

			Die gesamten Steuereinnahmen des Nationalstaates, einschliesslich Zöllen, Sozialabgaben und Gebühren, lagen im März 2015 mit $ 105,40 Mrd. um 33,9% über dem gleichen Vorjahresmonat, stiegen also mehr als die Inflation. Im 1. Quartal lagen die Einnahmen mit $ 329,42 Mrd. um 31,7% über dem Vorjahr. Die Entwicklung war im Einzelnen wie folgt:

			- Gewinnsteuer: $ 20,94 Mrd., +40,2%. Der Fiskus verdient hier an der Inflation, ein Thema, das gegenwärtig bei Löhnen zur Diskussion steht. Aber auch bei anderen Einkommen und bei Unternehmensgewinnen verdient der Fiskus mit der Inflation.

			- Mehrwertsteuer: $ 33,91 Mrd., + 32,8%. Die direkt vom Steueramt eingenommene MwSt. verzeichnet ein Plus von 40,4%, während die vom Zollamt einbehaltene Steuer nur um 17,1% stieg. Die vom Steueramt eingenommene Steuer bringt eine gute Februarkonjunktur zum Ausdruck, wahrscheinlich besonders in den Ferienorten.

			- Interne Steuern: Diese Steuern, die auf Zigaretten, alkoholische Getränke und Luxusgüter erhoben werden, ergaben mit $ 2,31 Mrd. 44% mehr als im Vorjahr, was bei der gegenwärtigen konjunkturellen Lage auffallend ist.

			- Exportzölle: $ 4,66 Mrd., -12,8%. Der Rückgang reimt sich nicht mit der erhöhten Weizenernte zusammen, steht jedoch im Einklang mit dem gesamthaft rückläufigen Export.

			- Importzölle: $ 2,79 Mrd., +32%. 

			- Benzinsteuer: $ $1,88, +53,7%. Hier hat sich die bedeutende Preiserhöhung ausgewirkt, die die Steuer mit sich zieht.

			- Schecksteuer: $ 6,88 Mrd., +30,8%. 

			- Sozialabgaben: $ 28,40 Mrd., +36,0%. Hier kommen Lohnerhöhungen und auch eine höhere legale Beschäftigung zum Ausdruck.
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 8,855, um 3,39% über Ende Dezember 2014. Die ZB Reserven betrugen zum u$s 31,51 Mrd. gegen u$s 31,47 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.06.15 bei $ 9,27, zum 30.09.15 bei $ 9,755 und zum 30.12.15 bei $ 10,46. Der Terminkurs per April 2016 enthält einen Jahreszinssatz von 29,29%. Der Schwarzkurs erreichte am Mittwoch bei Dollarnoten den Spitzenwert von $ 12,45. Für Überweisungen über Kauf und gleichzeitigen Verkauf von Staatsbonds in Dollar, die an den Börsen von Buenos Aires und New York gehandelt werden (benannt „contado con liqui“) ergab sich ein Kurs von 11,85, leicht unter den Vortagen.

			***

			Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Dienstag einen Minus von 1,84% und lag 31,43% über Ende 2014.

			***

			Par-Bonds in Pesos notierten mit 62,75% im Plus gegenüber Ende 2014. Discount-Bonds in Pesos gewannen zur Vorwoche 2,28% und gegenüber Ende 2014 34,45%. Boden 2015 gewannen 0,71% zur Vorwoche und lagen 3,05% im Plus, und Global 2017 Arg lagen mit 13,65% im Plus gegenüber Ende 2014.

			***

			Gold wurde am Mittwoch in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 227,72 (Vorwoche $ 222,48) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 325,32 (Vorwoche $ 317,83). 

			***

			Die Deputiertenkammer verabschiedete am Mittwoch das Gesetzesprojekt über die volle Übernahme der Eisenbahnen durch den Staat und Schaffung des Staatsunternehmens „Ferrocarriles Argentinos Sociedad del Estado“. Das Unternehmen wird in eine Art Aktiengesellschaft gekleidet, die nur einen Aktionär hat, nämlich der Staat. Aber es muss sich an das Gesellschaftsrecht halten und Bilanzen vorlegen. Ein Teil der Opposition stimmte dem Projekt zu, erreichte aber, dass wichtige Änderungen eingefügt wurden. Federico Sturzenegger (PRO), der auch zugestimmt hat, sagte, dass Gesetz sehe vor, dass der Staat in Infrastruktur (vornehmlich Schienen) auch in Waggons und Lokomotiven investiere, aber Privatkapital bei der Betreibung der Züge zugelassen werde. Das erlaubt u.a, die bestehenden Konzessionen für die Frachteisenbahnen beizubehalten, wahrscheinlich jedoch mit neuen Konzessionsbedingungen. Bei den Vororteisenbahnen für den Personenverkehr ist nicht klar, ob der Staat überall die Betreibung übernimmt, oder bestehenden Konzessionären erlaubt weiter tätig zu sein, und eventuell neue verpflichtet. Obwohl Deputierte der Regierungspartei darauf bestanden, dass der Staat die Eisenbahnen viel besser betreiben kann, als private Unternehmer, zeigt die Erfahrung, dass dies nicht der Fall ist. 

			***

			Juan José Aranguren, Präsident der lokalen Shell-Filaile bis zum 30. Juni 2015, erklärte, das Energiedefizit haben dem Land 2014 u$s 6,8 Mrd. gekostet, etwa ein Drittel der flüssigen Reserven der ZB. Beiläufig wies er darauf hin, dass 1998 Brasilien ca. 680.000 Barrel Erdöl pro Tag förderte und Argentinien 850.000 Barrel, während heute Brasilien 2,66 Mio. Barrel täglich fördere, Argentinien jedoch nur 550.000. 

			***

			Im Februar 2015 wurden 1.629 Immobilienübertragungen in der Stadt Buenos Aires vollzogen, 18,4% unter dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet der Verband der Notare der Stadt. In Werten waren es $ 1,41 Mrd., 19,1% weniger als im Vorjahr, trotz einer Inflation von mindestens 25%. Das bedeutet, dass dieses Jahr im Durchschnitt viel billigere Immobilien gehandelt wurden.

			***

			Von den 11,5 Mio. Automobilen, Nutzfahrzeugen und Lastwagen, die in Argentinien zugelassen sind, entfallen je 16% auf Volkswagen und Renault, je 14% auf Ford und Fiat, je 11% auf Chevrolet und Peugeot, 4% auf Toyota und 14% auf andere Marken. Die Automobile sind im Durchschnitt 12,1 Jahre alt, wobei die Hälfte unter 10 Jahre alt ist, während auf der anderen Seite 22% des Kfz-Parks über 20 Jahre alt ist.

			***

			Im März wurden 46.236 Automobile, Lastwagen und Nutzfahrzeuge in das staatliche Register eingetragen 6,65% weniger als im gleichen Vorjahresmonat, teilt der Agenturenverband Acara mit. Das erste Quartal lag um 28,2% unter dem Vorjahr. Diese Eintragungen entsprechen dem Verkauf der Agenturen an ihre Kunden.

			***

			Im März erzeugten die lokalen Kfz-Fabriken 52.316 Automobile, Kleinlaster, Lastwagen und Omnibusgestelle, 10,3% weniger als im gleichen Vorjahresmonat, teilt der Verband der Fabrikanten, Adefa, mit. Die Lieferungen an Agenturen erreichten 52.776 Einheiten, 6,1% über dem Vorjahr. Der Export betrug 28.559 Einheiten, 0,8% unter dem Vorjahr. Im ersten Quartal 2015 wurden 123.546 Kfz erzeugt, 16,2% unter dem Vorjahr. 

			***

			Die Firma Monsanto bemüht sich seit Jahren, Gebühren für ihren Samen zu kassieren, besonders der genetisch veränderten Sojabohne. Das bezieht sich auf das Saatgut, das die Landwirte durch ihren eigenen Anbau von Saatgut erhalten, das sie von Monsanto oder anderen Firmen gekauft haben. Jetzt hat Monsanto ein Abkommen mit den Exporteuren von Getreide und Ölsaat abgeschlossen, durch das diese beim Export einen Betrag für die Gebühren einbehalten. Dagegen hat der Verband „Federación Agraria Argentina“ energisch protestiert. Der Verband besteht darauf, keine Gebühren für das von den Landwirten erzeugte Saatgut zu zahlen, obwohl es die Technologie enthält, die Monsanto u.a. entwickelt haben.

			***

			Die Regierung steigert die Verfolgung der lokalen Citibank. Nachdem die Wertpapierkommission der Bank verboten hat, Kapitalmarktgeschäfte in Argentinien zu tätigen, also Wertpapiere zu verwalten und auf der Börse zu verkaufen, ist die Regierung jetzt direkt gegen den lokalen CEO, Gabriel Ribisich, vorgegangen, und hat ihm verboten, jegliche finanziellen Geschäfte im Land zu vollziehen. Dieses drastische Vorgehen wird damit begründet, dass die Bank mit den Geierfonds über die Staatsbonds verhandelt hat, die der argentinischen Gerichtsbarkeit unterstehen und sich bei der argentinischen Filiale befinden, ohne die argentinischen Behörden zu befragen. Die Regierung will offensichtlich dadurch ihre „Souveranität“ behaupten, schafft jedoch in der Tat nur mehr internationales Misstrauen gegenüber Argentinien. Der Bankenverband ABA, der die ausländischen Banken vertritt, hat sofort energisch gegen diese Massnahmen protestiert, ebenso wie der Unternehmerband AEA (Asociación Empresaria Argentina), den die wichtigsten Unternehmer des Landes bilden. In der Tat ist das Vorgehen der Behörden rein juristisch fragwürdig. Wie üblich nimmt es diese Regierung mit der Rechtsordnung nicht so ernst. 

			***

			Das Wirtschaftsministerium hat die lokale Filiale der Citibank vor Gericht verklagt, und dabei die Verfassungswidrigkeit des Abkommens gefordert, das das Mutterhaus in New York mit den Geierfonds unterzeichnet hat. Die lokale Citibank teilte mit, dass sie die Nationale Wertpapierkommission und das Gericht von New York schon vor dem Griesa-Urteil unterrichtet hätte, dass sie das Geschäft der Verwaltung von Wertpapieren aufgeben werde. Mehrere angesehen Juristen, die über den Fall befragt wurden, wiesen darauf hin, dass das Vorgehen der Regierung juristisch auf schwachen Füssen stünde.

			***

			Das Planungministerium teilt mit, dass die erste Einheit des Kraftwerkes Guillermo Brown (In Cerri, nahe bei Bahía Blanca) von 270 Mw, im 2. Quartal 2015 in Betrieb genommen wird. Die zweite Turbine soll gegen Ende 2015 in Betrieb genommen werden, womit es dann insgesamt 540 MW sind. Dieses Kraftwerk ist unerlässlich, aber bei weitem nicht ausreichend, um den Strombedarf in diesem und nächstem Jahr zu decken. 

			***

			Ein jüngster Bericht der Handelsvertretung der US-Botschaft in Buenes Aires (USTR, United States Trade Representative) ist sehr kritisch über Argentinien und weist einmal auf die Importbeschränkungen und die Behinderung der Überweisung von Dividenden hin, aber dann auch auf die Markenpiraterie, die ihr Zentrum im Markt „La Salada“ hat, der sich in der Nähe von Buenos Aires befindet. Es sei der grösste Schwarzmarkt der Region (Lateinamerika), und es ist keine Absicht von Seiten der Regierung zu erkennen, dies zu ändern. U.a. deshalb wird Argentinien in die Liste der Länder eingestuft, die eine „prioritäre Überwachung“ haben.

			***

			Milchproduzenten mit einer Quote von 2900 Litern am Tag erhalten von der Regierung einen Ausgleich von $ 30 Cent pro Liter. Diese Summe scheint einen nicht gewünschten Nebeneffekt zu bewirken: Produzenten deren Milchproduktion das Kontingent übersteigt, verkaufen den Überschuss auf dem Schwarzmarkt, um die Subvention nicht zu verlieren, wobei sie dann die grossen Firmen der Branche nicht beliefern können.

			***

			Die Geldmenge, benannt monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Depositen der Banken bei der ZB), verzeichnet zum 27. März 2015 eine Jahreszunahme von 29,05%, trotz eines Rückganges von 3,80% im Laufe dieses Jahres. Die Zahlungsmittel im weiteren Sinn, die das Aggregat M2 zum Ausdruck bringt (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), stieg in 12 Monaten um 33,84%, ebenfalls trotz einer Verringerung von 4,19% im Laufe dieses Jahres. Die gesamten Pesodepositen bei Banken zum 27.3.15 lagen mit $ 996,88 Mrd. um 31,09% über dem gleichen Vorjahresdatum, und die Pesokredite der Banken lagen mit $ 637.37 Mrd. um 19,24% über dem Vorjahr. Ein grosser Teil der Depositenzunahme wurde durch Lebac-Unterbrigung durch die ZB abgeschöpft.

			***

			Die Consulting-Firma Elypsis hat für März 2015 eine Zunahme der Konsumentenpreise von 2% ermittelt, womit die 12-Monatszunahme 26,2% beträgt. Die ersten zwei Monate 2014 wiesen infolge der Abwertung hohe Zunahme auf, so dass die Jahresinflation sinkt, wenn diese Monate ausgenommen werden.

			***

			Industrieministerin Debora Giorgi kündigte die Errichtung einer staatlichen Medikamentefabrik an, die BioSur heissen und vornehmlich biologische Produkte erzeugen wird, und an die tausend Arbeitnehmer beschäftigen soll. Dabei sollen auch indirekt ca. 4000 Arbeitsplätze geschaffen werden. Die Fabrik soll Importe ersetzen und auch nach Lateinamerika exportieren.Wie hoch die Investition ist, die der Staatskasse zur Last fällt, wurde nicht gesagt. 

			***

			Die Verkäufe von Motorrädern konnten sich im März nach vierzehn Monaten in Folge negativer Ergebnisse innerjährlich um 22% auf 42.337 Einheiten erholen. Dennoch bleibt die Zahl im negativen Bereich, denn im Vergleich zum ersten Quartal des vergangenen Jahres liegen die Verkäufe für diesen Zeitabschnitt im laufenden Jahr bei -23%. Im Verband Mottos blickt man ttrotzdem mit Zuversicht in die nächsten Monaten.

			***

			Die Kammer der Landesimmobilien (CAIR) macht darauf amerksam, dass das Gesetz über Beschränkung des ausländischen Besitzes von landwirtschaftlichen Immobilien bislang noch nicht in Kraft getreten sei. In acht Provinzen sei das Gesetz noch nicht ratifiziert worden, mit dem Ergebnis, dass dadurch Geschäfte mit Ausländern unnötig erschwert würden. Ein Beispiel sei die Provinz Córdoba: von der Gesamtfläche von 16 Mio. ha, befinden sich  nur 1,04% in den Händen von Ausländern. Geschäfte mit Ausländern über 2,2 Mio. ha. gehen zur Zeit verloren, weil das Gesetz hier noch nicht in Kraft sei.

			***

			Die Weltbank hat letzte Woche drei Kredite für einen Geamtbetrag von u$s 265 Mio. an Argentinien genehmigt. Der erste ist für die Erweiterung der Verwendung von umweltfreundlichen Energieformen (wie Windanlagen und Solarzellen) in ländlichen Gebieten bestimmt, der zweite für die Erhaltung der natürlichen Wälder, und der dritte für den Schutz von gefährdeten Gebieten.

			***

			Die ZB erhielt bei der Wechselausschreibung vom Dienstag Offerten für einen Betrag von $ 13,26 Mrd., die alle angenommen wurden. Da gleichzeitig Wechsel für $ 8,77 Mrd. verfielen, verblieb eine Nettoaufnahme flüssiger Mittel von $ 4,49 Mrd. Für Lebac auf 91 Tage wurde ein Zinssatz von 26,22% gezahlt, für 119 Tage einer von 27,04%, und dann jeweils mehr für längere Fristen, bis zu 29,05% bei 301 Tagen. Ebenfalls wurden Dollarwechsel für 184,5 Mio. untergebracht, zu Zinsen von 3,75% bis 4,7%. 

			***

			Das Unternehmen SBASE (Subterráneos de Buenos Aires), das der Stadtverwaltung von Buenos Aires gehört, hat den Konzessionsvertrag auf 2 Jahre mit Metrovías vom 13.4.13 für ein weiteres Jahr verlängert. SBASE ist für die Investitionen und die Erweiterung des U-Bahnnetzes verantwortlich, Metrovías für die Betrebung und Wartung, wofür sie eine Subvention erhält, die 2013 $ 690 Mio. betrug, mit der die Differenz zwischen Tarifen und Kosten gedeckt wird. Als diese Konzession in den 90er Jahren vergeben wurde, entfielen auch die Investitonen in Waggons und andere auf den Konzessionär, der damals gebrauchte Waggons in Japan kaufte, die heute noch in der D-Linie (Plaza de Mayo bis Cabildo und Congreso) den Dienst versorgen. In Kürze sollen in dieser Linie mehr Züge eingesetzt werden, die schon gekauft und geliefert wurden, um in Spitzenzeiten mehr Passagiere befördern zu können.

			***

			Die Regierung hat den Passagierdienst der Eisenbahn von Buenos Aires bis Rosario aufgenommen. Obwohl dafür neue chinesische Züge eingesetzt werden, dauert die Fahrt um die sechs Stunden. Minister Randazzo erklärte, die Erneuerung defekter Schienen werden im September beendet sein, was eine höhere Geschwindigkeit und eine spürbare Verringerung der Dauer der Fahrt mit sich bringt. Randazzo sprach von einem Ziel von drei einhalb Stunden. Mit der Hochgeschwindigkeitsbahn, die CFK vor einigen Jahren angekündigt hatte, sollten es nur anderthalb Stunden sein. 

			***

			Die Kommission der UNO für Lateinamerika, bekannt als CEPAL, mit Sitz in Santiago de Chile, hat ihre Prognose für die BIP-Entwicklung Argentiniens für dieses Jahr von +1% auf Null gesenkt. Für ganz Lateinamerika hat die CEPAL die Prognose für dieses Jahr von +2,2% auf +1% herabgesetzt, wobei für Brasilien ein Rückgang von 0,9% und für Venezuela einer von 3,5% vorgesehen sind. Für ganz Südamerika mit knapp über Null gerechnet, für Zentralamerika und Mexico mit +3,2% und in der Karoibik mit +1,9%. 

			***

			Die US-Justiz bleibt bei der Meinung, dass Argentinien ihre Urteile „missachtet“ (auf spanisch „deacato“), weil die Republik ihre Schuld mit den Holdouts i.H. von u$s 1,5 Mrd. bislang noch nicht bedient hat. In diesem Sinn hat die New Yorker Berufungskammer den Antrag der „Geierfonds“ stattgeben, und eine argentinische Berufung zurückgewiesen. Das Wirtschaftsministerium reagierte umgehend auf diesem Beschluss. Das Urteil habe keine konkrete Wirkung auf Argentinien und wurde als „Unsinn“ bezeichnet. Die Republik werde erneut in die Berufung gehen, sollte der US-Richter Thomas Griesa Massnahmen gegen die Missachtung ergreifen. 

			***

			Banken dürfen die Gebühren für ihre Konten und Kredit- und Zahlkartengeschäfte halbjährlich nur um bis zu 20% erhöhen, hat die Zentralbank entschieden. Die Banken müssen sich die einzelnen Erhöhungen von der ZB genehmigen lassen. Die Anträge auf Tarifanpassungen müssen begründet sein.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Brasilien erzielte im März einen Handelsbilanzüberschuss von u$s 450 Mio., bei Exporten von u$s 16,98 Mrd. und Importen von u$s 16,52 Mrd. Dennoch liegt das Handelsbilanzdefizit im 1. Quartal 2015 bei u$s 5,5 Mrd., gegen u$s 6,08 Mrd. im Vorjahr. Ob das März-Ergebnis eine Tendenzwende ist, die auf die starke Abwertung zurückzuführen ist, lässt sich vorerst nicht sagen.

			***

			Der mexikanische Millardär, Carlos Slim, hat die Bank der Walmart-Gruppe für u$s 236 Mio. übernommen. Die Bank wird in die Inbursa-Bank, die schon Slim gehört, eingeliedert werden. In Argentinien betreibt Slim das Mobiltelefonunternehmen Claro, das er vom Clarín-Konzern übernommen hat. Danmals hiess es CTI.

			In Brasilien wurden im 1. Quartal 2015 insgesamt 1,3 Mio. Automobile, Kleinlaster, Lastwagen und Omnibusse verkauft, 15% weniger als im Vorjahr, berichtet der Agenturenverband Fernabrave. Das hat zur zeitlich beschränkten Stillegung von Fabriken geführt, an erster Stelle die von FIAT und Ford. 

			***

			In der Osterzeit konnten die brasilianischen Einzelhändler keinen Anstieg der Verkaufszahlen verzeichnen, wie das Marktforschungsunternehmen Seresa Experian vermeldete. Der Index misst das Einkaufsverhalten in 16.000 Geschäften in ganz Brasilien, und die Ergebnisse zeigten das gleiche Verhalten wie im Vorjahr, ohne einen Anstieg. In der Stadt São Paulo fielen die Ergebnisse schlechter als im Rest des Landes aus. In der Woche insgesamt gingen die Zahlen um 3,7% gegenüber dem Vorjahr zurück. Auch am Oster-Wochenende gab es ein Minus von 3,1%. Dies wird als ein Hinweis dafür gedeutet, dass der Verbrauchermarkt ausserhalb São Paulos schneller als in der Megalopolis wächst. Der Umsatz in diesem Jahr ist das schlechteste seit 2007, als die Untersuchung begann. (Brazil News)

			***

			Lateinamerika wird laut Prognose der regionalen UNO-Wirtschaftskommission CEPAL 2015 durchschnittlich nur um 1% wachsen. Die wirtschaftliche Dynamik sei - mit Ausnahme der USA - sowohl in Industriestaaten als auch in Schwellenländern schwächer geworden, hieß es im letzten CEPAL-Bericht. In Südamerika wird demnach ein Nullwachstum erwartet. Brasilien (-0,9%) und Venezuela (-3,5%) weisen negative Wachstumsraten auf. Für Bolivien (5%), Peru und Paraguay (jeweils 4,2%) sowie Kolumbien (3,6%) gelten demnach die höchsten Wachstumsprognosen in Südamerika. Mexiko und Zentralamerika werden 3,2% sowie der Karibik 1,9% Wachstum im laufenden Jahr vorausgesagt. Nach erster Schätzung erreichte die Region 2014 ein Durchschnittswachstum von 1,1%.

			***

			In Mexico wurden im 1. Quartal 2015 850.000 Kfz erzeugt, 13,6% mehr als im Vorjahr, teilt der Verband der Fabrikanten AMIA mit. Etwa zwei Drittel der Fahrzeuge wurden exportiert, hauptsächlich nach den USA. Der interne Absatz stieg um 22% auf 306.000 Kfz.

			***

			Das niederländische Zuliefer-Unternehmen für Offshore-Erdölförderung, SBM Offshore, wird dem Unternehmen Petrobras u$s 1,7 Mrd. an Entschädigung zahlen. Das Unternehmen hatte zugegeben, für Aufträge der Petrobras Bestechungsgelder in Höhe von u$s 139 Mio. bezahlt zu haben. Dies gestand die SBM gegenüber der niederländischen Staatsanwaltschaft, die Korruptionsfälle des Unternehmens in Angola und Äquatorialguinea untersucht. Das Gesamtvolumen der Verträge zwischen der SBM, einem der weltweit größten Hersteller von Bohrinseln, und Petrobras beläuft sich Medienberichten zufolge auf u$s 22 Mrd. Die SBM verpachtet Petrobras vor allem Erdölplattformen. (Brazil News)

			***

			Geschäftsnachrichten

			YPF

			Der staatlich kontrollierte Erdölkonzern hat zum zweiten Mal in diesem Jahr eine Obligation über eine Gesamtlaufzeit von fünf Jahren platziert, die dem Unternehmen $ 935 Mio. einbrachte. Das Papier wird mit einer Badlar Zinsrate und zusätzlich 4,75% vergütet. Anses und Versicherungsgesellschaften gehörten zu den grössten Abnehmern. 

			Chevron

			Dieses US-Erdölunternehmen, das einen Vertrag mit YPF zwecks gemeinsamer Ausbeutung von Erdöl und Gas im Schieferlager Vaca Muerta abgeschlossen hat, teilt mit, dass im Lager Loma Campana, das sich in Vaca Muerta befindet, die Erdölförderung sich seit Januar 2014 verdoppelt hat, so dass dieses Lage, was Förderung betrifft, in Argentinien an zweiter Stelle steht.

			Nissan-Renault

			Die französiche Renault und die japanische Nissan, die seit Jahren zusammen arbeiten, werden in der Renault-Fabrik in Córdoba ab 2017 die Pick-up NP 300 Frontier produzieren. Das Modell wird bislang lateinamerikaweit nur in Mexiko hergestellt. Dies bedeutet, dass die Japaner erstmalig ein eigenes Fahrzeug in Argentinien bauen würden, und zwar unter den gleichen Voraussetzungen wie in Brasilien, wo Nissan im Werk von Renault PKWs produziert. Renault stellt in Argentinien jährlich ca. 80.000 Einheiten der Modelle Clio, Fluence und Kangoo her

			Mercedes-Benz

			Daimler will seinen geplanten Pick-up zusammen mit seinen Partnern Renault und Nissan bauen. Der angekündigte Mercedes-Benz Pick-up wird im Renault-Werk in Córdoba und im Nissan-Werk im spanischen Barcelona gefertigt. Die Produktion in den beiden Werken beginne noch «vor Ende des Jahrzehnts.» In Barcelona sollen für die drei Partner jährlich etwa 120 000 Fahrzeuge vom Band laufen, in Córdoba fast 70 000. Ein hoher Anteil der Teile soll lokal produziert werden. Wie viel Daimler in das Projekt investiert, ließ der Autobauer offen. Dank der Kooperation könnten die Investitionskosten in Córdoba gemeinsam getragen werden, sagte Renault-Nissan-Chef Carlos Ghosn. 

			IMPSA

			Dieses von Enrique Pescarmona kontrollierte Unternehmen, das vornehmlich Turbinen für Wasserkraftwerke und Windanlagen für Stromerzeugung in seiner Fabrik in Mendoza baut, hat der nationalen Wertpapierkommission eine Bilanz vorgelegt, die für 2014 einen Verlust von $ 2,13 Mrd ausweist, der nach Abzug von Reserven in Höhe von $ 291,45 auf $ 1,84 Mrd. sinkt. Die Firma hat grundsätzlich zwei Probleme: einmal hat sie in Brasilien einen Windpark von 200 MW für die staatliche Electrobras gebaut, die ihr jedoch die u$s 250 Mio., die das Werk gekostet hat, bis heute schuldig geblieben ist. Und dann schuldet ihr die venezolanische Regierung u$s 2 Mrd. für den Bau des Wasserkraftwerkes Tocoma. Ohne Lösung dieser Konflikte hat IMPSA keine Möglichkeit, zu überleben. Da es sich um ein technologisch sehr fortgeschrittenes Unternehmen handelt, das sich auch international gegenüber starken Konkurrenten durchgesetzt hat, ist zu erwarten, dass die Regierung das Unternehmen unterstützt, u.a. bei den Verhandlungen mit den Regierungen von Brasilien und Venezuela.
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			Das ungelöste Problem der untragbaren Gewerkschaftsmacht

			Die verschiedenen Gewerkschaften des Personentransports haben das Land am Dienstag der Vorwoche stillgelegt, und drohen dies unmittelbar zu wiederholen. Es war ein eigenartiger Streik, bei dem die infolge der Inflation zunehmend hohe Belastung der Gewinnsteuer bei besseren Löhnen im Vordergrund stand, was im Extremfall bis zu 20% der legal eingetragenen Arbeitnehmer betrifft, allerdings bestimmt die Gewerkschaftsführer selber, die somit auch in eigener Sache protestieren. Das bedeutet, dass der weitaus grösste Teil der Streikenden wegen einer Angelegenheit mitgemacht hat, die sie nichts angeht. Die Präsidentin hat dies hervorgehoben, und ihrer Enttäuschung über die Tatsache zum Ausdruck gebracht, dass sie so viel für die Arbeiter getan hat und jetzt nur Undank erntet. Es ist jedoch naív, von den Gewerkschaften Anerkennung zu erwarten. Sie nehmen, was die jeweilige Regierung ihnen bietet, und fordern dann mehr. Néstor Kirchner hat die Macht der Gewerkschaften verstärkt, besonders die von Hugo Moyano, dem er zu einer phänomenalen Erweiterung seines Kompetenzbereichs und der Zahl der Mitglieder der Lastwagenfahrergewerkschaft verholfen hat. Und jetzt hat Moyano gegen CFK gestreikt. Loyalitäten gibt es bei diesen Leuten nicht. Das sollte den zukünftigen Regierenden klar sein. Hier sei an den Generalstreik vom Juli 1975 erinnert, den der damals starke Mann der Gewerkschaften, Lorenzo Miguel, gegen die Präsidentin Isabel Perón organisiert hatte, der ihr politisch das Genick brach und zum jähen Ende jener Regierung entscheidend beitrug. Nicht einmal vor dem für die Gewerkschafter heiligen Namen Perón haben sie zurückgeschreckt!

			In der Tat hat der Kirchner-Populismus für die Arbeiter im allgemeinen, aber besonders für die untere Einkommenschicht unter diesen, viele Vorteile mit sich gebracht, allgemein mehr als die Wirtschaft verträgt. Die unteren Löhne wurden in der ersten Periode ab Mai 2003 über die Inflation hinaus angehoben, die Subventionen für Personentransport und elektrischen Strom wurden erhöht, was indirekt eine Einkommenszunahme für diese Gruppen bedeutet; hinzu kam das Kindergeld, der Bau von vielen Sozialwohnungen für viele Arbeiterfamilien und auch die Zunahme der Pensionen, weit über die Inflation, für die Empfänger niedriger Renten, meistens ehemalige Arbeitnehmer, für die die Gewerkschaften auch einstehen.

			Wo es bei dieser Sozialpolitik hapert,ist in der Schaffung von Arbeitsplätzen. Nach einer ersten Periode, in der die durch die Krise von 2001/02 zerstörten Arbeitsplätze wieder besetzt wurden, hat die Wirtschaft zu wenig echte Arbeitsplätze geschaffen. Die Arbeitslosigkeit liegt nicht, wie es das INDEC wahrhaben will, bei 6,7% der aktiven Bevölkerung, sondern über 12%. Denn auch diejenigen, die keine bezahlte Beschäftigung haben, aber sich nicht um eine bemühen, weil sie dies für sinnlos halten, nachdem sie schon wiederholt stundenlang Schlange gestanden haben und mit leeren Händen nach Hause gingen, sind Arbeitslose. Und dann mogelt das INDEC auch hier gewaltig, mit unglaubwürdigen Zahlen in einigen Provinzen, wie Chaco, und auch in der Bundeshauptstadt, wo die Stadtregierung mit ihrer Erhebung (die umfangreicher und technisch besser ist als die des INDEC) auf eine viel höhere Zahl kommt. Und wenn man die Million Menschen hinzuzählen würde, die unter den Kirchners unnötigerweise in den staatlichen Bereich aufgenommen wurden, obwohl es dort vorher schon zu viele waren, dann sieht die Lage noch viel schlimmer aus. Doch dieser Aspekt der Sozialpolitik kümmert die Gewerkschaften überhaupt nicht, wobei er beim jüngsten Streik auch nicht erwähnt wurde. CFK braucht sich somit keine Sorgen über dies zu machen. Für diejenigen, die die Regierung am 10. Dezember übernehmen, sollte dies hingegen ein zentrales Thema sein.

			Es handelt es sich um den wichtigsten Aspekt der sozialen Lage. Nur mit einer echten Beschäftigung, die einen Beitrag zur Wirtschaft und/oder zur Gesellschaft bedeutet, wird die Menschenwürde gewahrt. Wer von Subventionen lebt, oder in einem staatlichen Amt eingestellt ist, wo er nichts nützliches leistet, muss sich unwohl fühlen. Nur wenige vertragen ein Schmarotzerdasein mit Befriedigung, auch wenn sie es nicht offen zugeben.

			Die argentinische Arbeitsgesetzgebung ist betont beschäftigungsfeindlich, und das wird von Arbeitsminister Carlos Tomada und dem einflussreichen Deputierten und Berater des Gewerkschaftsverbandes CGT und der Regierung Héctor Recalde, als positiv aufgefasst. Die Gewerkschafter sind auch zufrieden mit diesem Zustand, da es ihnen nur um die Interessen der Beschäftigen geht, gewiss nicht um die der Arbeitslosen.

			Was diese Leute grundsätzlich nicht verstehen wollen, ist die Tatsache, dass die Wirtschaft immer, auch in Krisenzeiten, gute und weniger gute Arbeitsplätze bietet, ebenfalls stabile und solche, die prinzipiell unstabil sind. Wenn man jedoch die Arbeitsgesetzgebung so gestaltet, dass nur die Arbeitsplätze besetzt werden, die teure Arbeit vertragen (was sich sowohl auf den Lohn, wie auf die Sozialkosten und die Kosten der Starrheit der Beschäftigung in Flautezeiten bezieht) und stabil sind, dann werden die anderen Arbeitsplätze eben nicht besetzt, oder sie gehen bestenfalls auf die Schwarzwirtschaft über. Kein Wunder, dass die Arbeitslosigkeit und die Schwarzarbeit so anormal hoch sind.

			Unter Menem gab es vereinzelte Fortschritte in Richtung einer flexibleren Arbeitsgesetzgebung, wie Sonderbestimmungen für Studenten, die als Passanten tätig sind, was sehr erfolgreich war. Das wurde unter den Kirchners abgeschafft. Auch unter De la Rua gab es einen Vorstoss in Richtung einer realistischeren Arbeitsgesetzgebung, der ebenfalls von der Kirchners zunichte gemacht wurde, unter dem Vorwand, dass Schmiergelder gezahlt worden seien, damit das entsprechende Gesetzesprojekt die notwendigen Stimmen erhielt. Die gleichen Peronisten, die das Geld damals erhielten, haben dann unter den Kirchners ihrer Empörung Ausdruck verliehen!

			Konkret müsste einmal verfügt werden, dass die Probeperiode, während der keine Entlassungsetschädigung gezahlt wird, auf zwei Jahre verlängert wird, und ebenfalls, dass in dieser Periode bei Erhöhung der Belegschaft keine Beiträge zum Rentensystem gezahlt werden. Dann müsste es auch ein Sondersystem für Jugendliche geben, die studieren und gleichzeitg arbeiten, etwa wie das deutsche Dualsystem, bei dem die Arbeitszeit geringer ist, und ebenfalls der Lohn sich nicht an den Gesamtarbeitsvertrag hält. Und schliesslich bedarf es eines Stabes von Sozialassistenten, die es auf diesem Gebiet nicht gibt, die den Arbeitslosen beratend zur Seite stehen. Gelegentlich handelt es sich darum, dass die Anwärter auf einen Arbeitplatz zunächst ihre Gesundheit in Ordnung bringen müssen, dann darum, dass sie sich auf konkreten Gebieten ausbilden müssen, gelegentlich auch darum, dass sie umziehen müssen. Und grundsätzlich geht es darum, die Arbeitlosen über die effektiven Möglichkeiten für eine bezahlte Arbeit zu unterrichten. Schliesslich müsste auch der Übergang der Schwarzarbeiter auf legale Beschäftigung erleichtert werden, einmal indem die Vergangenheit dabei ausradiert wird, und dann durch niedrigere Soziallasten für die neue Anfangszeit. Dieser Pragmatismus steht jedoch in krassem Gegensatz zum Dogmatismus von Tomada, Recalde und den meisten Gewerkschaftern. All das, was wir hier sagen, ist für sie schlimme Ketzerei. Aber sie bieten überhaupt keine alternartive Lösungen, sondern ignorieren das Problem. Die verschiedenen Anwärter auf die Präsidentschaft haben sich bisher auch nicht dieser Problematik geäussert, was bedenklich ist. Die kommende Regierung muss sich dabei zunächst überlegen, wie sie mit den Gewerkschaften in dieser Beziehung zurechtkommt.

			Nach der Machtprobe der Vorwoche ist klar, dass die Gewerkschafter nicht bereit sind, einen unmittelbaren Reallohnverlust hinzunehmen. Sie protestieren schon jetzt, und weisen darauf hin, dass sie letztes Jahr 5 bis 10 Prozentpunkte ihres Reallohnes eingebüsst haben, was stimmt oder nicht, je nachdem welchen Ausgangspunkt und welchen Preisindex man nimmt, ob den vom INDEC oder prívate, und wie man den Warenkorb gestaltet. Die Lohnerhöhungen, die die Gewerkschafter dieses Jahr fordern, liegen allgemein bei 30%, mit einigen Fällen, die über 40% hinausgehen, wobei dann noch oft Sonderzulagen hinzukommen, und in einigen Fällen auch die Forderung, dass die Unternehmen die Gewinnsteuer auf den Lohn tragen, was ziemlich absurd ist, weil es faktisch bedeutet, dass ausgerechnet die bessergestellten Arbeitnehmer prozentual mehr erhalten als die anderen. Bei einer schwachen Regierung, wie es die von CFK in ihrer letzten Phase ist, und nach der erfolgreichen Kraftprobe der Gewerkschaften der Vorwoche, muss man davon ausgehen, dass sie sich durchsetzen. Das einzige, was sie bremst, ist die Rezession, die droht, sich in den kommenden Monaten zu vertiefen.

			Die neue Regierung kann jedoch so nicht weitermachen. Sie muss versuchen, die Inflation auf eine einstellige Jahreszahl zurückzuführen, damit sich die Wirtschaft normal entwickelt. Bei Beibehaltung der gegenwärtigen Inflationsrate droht eine langfristige Stagnationsperiode, eventuell sogar mit Rezession, also Rückgang des BIP. Doch diese Inflationssenkung bedeutet zunächst, dass auch Lohnerhöhungen in der gleichen Grössenordnung erfolgen, also unter 10%. Das wäre eine wahre Revolution. Doch das bedeutet einen unmittelbaren Reallohnverlust und auch einen Konjunktureinbruch, zu denen weder Gewerkschafter noch Unternehmer zustimmen. In Spanien wurde ein ähnliches Problem, das jedoch in einer viel geringeren Grössenordnung aufgetreten ist, nach dem Tod von General Franco durch den Pakt von La Moncloa gelöst, bei dem die Gewerkschafter jedoch ein Format zeigten, das man ihren argentinischen Kollegen kaum zutrauen kann. In Grossbritannien ist es Margaret Thatcher gelungen, die Macht der Gewerkschaften einzudämmen, weil sie sich unnachgiebig zeigte und dabei durchhielt. Allgemein trägt die Öffnung der Wirtschaft dazu bei, die Gewerkschaften zu entmachten, weil die Unternehmer dann in vielen Fällen nicht nachgeben können. Auch die gemeinsame Währung hat in der EU in diesem Sinn gewirkt, da Gewerkschafter und Unternehmer sich bewusst wurden, dass sie Lohnerhöhungen nicht auf Preise abwälzen konnten. Sind sich die Anwärter auf die Präsidentschaft für den 10. Dezember bewusst, dass sie die Gewerkschaften irgendwie entmachten müssen? Sie sollten zumindest beginnen, es mit ihren Mitarbeitern (Ökonomen, Juristen u.a.) intern zu diskutieren. 

			Die politische Macht, also Regierung und Parlament, muss in einer zivilisierten Gesellschaft über der Macht der korporativen Gruppen stehen, was sich an erster Stelle auf die Gewerkschaften bezieht, aber selbstverständlich auch auf die verschiedenen unternehmerischen Gruppen, und nicht, wie es die Kirchners darstellen, nur auf das konzentrierte Kapital und die konzentrierten Medien, womit sie das Problem auf eine inhaltslose politische Ebene verlagern. Die Unternehmer der einzelnen Bereiche, Landwirtschaft, Industrie, Bergbau und Dienstleistungen, haben ihre konkreten legitimen Interessen, die jedoch in das Gesamtinteresse der Gesellschaft eingebaut werden müssen. Auch damit muss sich die Regierung befassen. Doch das ist unverhältnismässig einfacher als die Auseinandersetzung mit den Gewerkschaften, vor allem nachdem diese von den Kirchners mit Samthandschuhen behandelt wurden, ihre inflationäre und beschäftigungsfeindliche Haltung von der Regierung bejaht wurde, und sie ihre Machtstellung mit Hilfe der Regierung stark ausbauen konnten.
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			Die Krise der graphischen Industrie

			Die Druckereien erleben in den letzten Jahren eine tiefe Krise, die auf folgende Umstände zurückzuführen ist:

			- Die Gesamtauflage der Zeitungen und Zeitschriften, die bezahlt werden (Gratiszeitungen werden ausgeschlossen) hat sich ab dem Jahr 2000 halbiert. Bei Zeitschriften war der Rückgang höher als bei Zeitungen. Das sind konkrete Daten der Verteilungsorganisation SADDRA, der dabei ein grosses Problem wegen der fixen Vertriebskosten entstanden ist. Die Lastwagen, die Zeitungen und Zeitschriften verteilen, müssen auch bei halber Fracht die Zeitungskioske bedienen, verdienen dabei aber die Hälfte. Dabei haben über 1.500 Zeitungskioske von insgesamt über 6.000 aufgegeben. Fernsehen und Rundfunk haben sie weitgehend verdrängt.

			- Der Druck bei vielen Produkten mit geringen Auflagen hat sich auf die Druckmaschinen der einzelnen Unternehmen verlagert, die an Computer angeschlossen werden. Das bezieht sich u.a. auf Papierblocks mit Briefköpfen mit dem Firmennamen, aber auch auf allerlei andere Druckereierzeugnisse. Die Qualität dieser Druckerzeugnisse ist genau so gut wie bei Druckereien.

			- Internet hat in vielen Fällen Rechnungen u.a. Druckereierzeugnisse ersetzt, auch geschriebene Briefe, die früher per Post versendet wurden. Dabei entfällt auch der Druck des Couverts.

			Diese Sachlage hat zur Schliessung vieler Druckereien geführt. Im August 2014 beschloss auch die US-Firma Donnelley ihre sehr gut ausgestattete Druckerei im Vorort Garín zu schliessen, in der allerlei Zeitschriften gedruckt wurden. Dabei wurden 400 Arbeitnehmer betroffen. Die Leitung des Unternehmens hatte selber den Konkurs („quiebra“) beantragt, und die Steuerschulden bezahlt. Die Firma wollte sauber aufgeben, was jedoch von der Präsidentin missverstanden wurde, so dass sie von wirtschaftlichem Terrorismus sprach, was grober Unfug ist. Beiläufig sei bemerkt, dass das Mutterhaus in den USA seine Drucktätigkeit stark eingeschränkt hat, und dabei auch auf die Herstellung von Plaketten für elektronische Geräte übergegangen ist, bei denen ein druckähnliches Verfahren angewendet wird. 

			Die lokale Fabrik von Donnelley wurde danach von der Belegschaft übernommen, die eine Genossenschaft zu diesem Zweck bildete, die Madygraf heisst. Legal ist dieses Verfahren zunächst nicht, aber es soll durch ein provinzielles Gesetz werden, das von der Deputiertenkammer angenommen wurde, aber vom Senat noch nicht. Der Provinzstaat müsste somit eine Entschädigung an Donnelley zahlen, was in der Praxis fragwürdig ist. Wie diese Genossenschaft wirtschaftlich zurechtkommt, ist schleierhaft. Zunächst verbraucht sie Lagerbestände von Papier und Tinte; aber danach muss sie diese Produkte kaufen, und kann sie nicht bezahlen. Die negativen objektiven Umstände, die Donnelley zur Schliessung veranlasst haben, bleiben bei der Belegschaftsgenossenschaft unverändert, sofern sie nicht noch schlechter sind, weil die Kunden ihr misstrauen. Finanziert etwa der Staat dieses Abenteuer? Die Regierung schweigt seit der grossklingenden Ankündigung der Präsidentin über den Fall. 

			Vor drei Wochen haben zwei weitere grosse Druckereien einen Vergleich vor Gericht gefordert: einmal Anselmo Morvillo S.A., mit Betrieb in Avellaneda, und einer Belegschaft von 314 Personen, und dann Worldcolor, mit Fabrik in Pilar, die 285 Personen beschäftigt. Beide Firmen gehören dem Konzern Quad Graphics, der in den USA führend in der Branche ist. Der Fall liegt analog wieder von Donnelley: es handelt sich nicht um ein rein finanzielles Problem, das das Mutterhaus gewiss hätte lösen können, sondern um die Notwendigkeit einer gründlichen Sanierung, weil die Rechnung sonst nicht aufgeht. Diese Firmen drucken Zeitschriften und auch Plakate für Supermärkte und allerlei andere Erzeugnisse. 

			In all diesen Fällen haben die Gewerkschaft der graphischen Industrie und auch die Betriebsgewerkschaften offensichtlich nicht begriffen, was geschehen ist. Sie haben eine kämpferische Haltung eingenommen, und sich einer Rationalisierung mit Verringerung der Belegschaft widersetzt. Dadurch hätte Donnelley eventuell gerettet werden können. Jetzt wird diese Rationalisierung bei den zwei jüngsten Fällen im Rahmen des Vergleichs erfolgen, und voraussichtlich viel brutaler sein. 

			Im Dezember hatte die staatlich finanzierte Gruppe Veintitrés (Von Sergio Spolsky und Matías Garfunkel) ihre Druckerei, Poligráfica del Plata (60 Arbeiter) geschlossen, nachdem sie zwei Zeitschriften aufgegeben hatte. Auch andere Druckereien haben entweder geschlossen oder sie stehen kurz vor dieser Entscheidung.

			Die Druckereibranche erlebte schon in den 80er Jahren eine technologische Wandlung von grosser Bedeutung, die die Zahl der Arbeiter gesamthaft stark verringert hat. Die Gewerkschaft ist dabei brutal geschrumpft, da die Bleisetzer über die Hälfte der Druckereiarbeiter ausmachten. Der Druck mit Bleisatz wurde damals durch Offset ersetzt, wobei die geschriebenen Texte zunächst auf Photosatz übertragen wurden, und dann, in einer zweiten Etappe, direkt vom Computer des Verfassers des Textes auf einen anderen Computer, in dem die Seiten zusammengestellt werden, wobei diese dann auf eine Druckplatte übertragen werden, mit der gedruckt wird. So wird auch das „Argentinische Tageblatt“ hergestellt, das die Druckerei mit Bleisatz aufgeben musste. Bei dieser neuen Technologie entfällt die Arbeit des Setzers und auch des Arbeiters der Photosetzmaschine. Vom Journalisten oder Verfasser von Texten geht es direkt zum Sammelcomputer und zum Druck. Die technologische Revolution wirkt sich überall arbeitssparend und kostensenkend aus, verursacht jedoch zunächst für die betroffenen Unternehmen grosse Probleme. 

			Wenn man weiter zurückblickt, dann fällt auf, wie viele Grossbetriebe der Branche im letzten halben Jahrhundert aufgegeben haben: Fabril Financiera, Peuser, Kraft, Platt, Del Atlántico u.a. Doch hier hat sich zunächst nicht die neue Technologie ausgewirkt, die später kam, sondern die hohen fixen Kosten, die bei den starken Konjunkturschwankungen der argentinischen Wirtschaft für grosse Druckereien periodisch unerträglich wurden.

			

			

		

	